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TOP 31: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung abfallverbringungsrechtlicher 
Vorschriften 

Drucksache: 239/16

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfs 

Mit dem Gesetzentwurf wird das Abfallverbringungsgesetz an die ab dem 1. Ja-
nuar 2016 geltende EU-Verordnung Nr. 660/2014 angepasst. 

Ziel dieser EU-Verordnung ist eine verbesserte Bekämpfung der illegalen Ab-
fallverbringung. Dies soll dadurch erreicht werden, dass 

- in den Mitgliedstaaten Kontrollpläne für durchzuführenden Kontrollen er-
stellt werden sowie regelmäßig überprüft und aktualisiert werden, 

- die Berichtspflichten der Mitgliedstaaten in Bezug auf illegale Verbringun-
gen und auf Kontrollen ausgeweitet wurden und 

- die Befugnisse der Behörden, Nachweise zu verlangen, geregelt wurden so-
wie festgelegt wurde, dass die Beförderung von Stoffen oder Gegen-
ständen bzw. die Verbringung von Abfällen als illegale Verbringung 
angesehen wird, wenn Nachweise nicht vorgelegt werden oder die zur 
Verfügung stehenden Nachweise und Informationen unzureichend sind. 

Insbesondere soll festgelegt werden, wer die Kontrollpläne erstellt. 

Im Wesentlichen sieht das Gesetzesvorhaben vor, dass die Länder Kontroll-
pläne für ihr Gebiet erstellen und diese Kontrollpläne mindestens alle drei Jahre 
prüfen bzw. aktualisieren. Diese Verpflichtung gilt ab dem 1. Januar 2017. Auf 
Basis dieser Kontrollpläne finden Kontrollen der Verbringung von Abfällen 
statt. Dabei werden bereits jetzt Bundesbehörden wie der Zoll oder das Bundes-
amt für Güterverkehr einbezogen. 

Darüber hinaus werden die Strafvorschriften zum Schutz der Umwelt im Straf-
gesetzbuch geändert und im Abfallverbringungsgesetz neu eingefügt. Damit 
sollen differenziertere Sanktionsregeln und eine bessere Rechtssicherheit ge-
schaffen werden. 



Erläuterung, 946. BR, 17.06.16 - 31 (a) -

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf Stellung zu 
nehmen. Die Stellungnahme bezieht sich unter anderem auf die Kontrolle. Hier 
soll die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Sicherstellungsanordnungen ausgeschlossen werden, da sie ansonsten ihren 
Zweck zur Verhütung von Gefahren für Mensch und Umwelt nicht erfüllen 
könnte. Weitere Empfehlungen haben zum Ziel, die Erstellung der Kontroll-
pläne zu vereinfachen. 

Der Innen- und der Rechtausschuss empfehlen dem Bundesrat gegen den Ge-
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 239/1/16 ersichtlich. 


